
SITZUNGSPROTOKOLL 
 

über die 
 

GEMEINDERATSSITZUNG 
 

5/2022 
 

am: 15.11.2022 
 

Ort: Gemeindeamt - Sitzungsraum 
 

Beginn: 20.00 Uhr                 Ende:  23.50 Uhr 
 
 
 

Anwesende: 
 
Bürgermeister:  Markus Bischofer, Alpbach Nr. 385 als Vorsitzender 
Bgm.-Stellvertreter: Jenewein Johannes, B.A., Alpbach 390a 
 

Die Gemeinderäte: 
 

Alexander Moser, Alpbach 23 Anna-Christina Moser, Alpbach 754  

Brigitte Mayer, Alpbach 713a                        Klingler Ludwig, Alpbach 374 
Mag. Philipp Oberladstätter, Nr. 773 Hausberger Katharina, Alpbach 106 

Lederer Jakob, Alpbach 153              Dr. Hannes Lederer, Alpbach 404  
Moser Christian, Alpbach 285                         Lettenbichler Julia, Alpbach 120 
Kostenzer Jakob, Alpbach 134                                    Haberl Oswald, DI (FH.), Alpbach 523 
Margreiter Hannes, Alpbach 778b             Margreiter Christoph, Alpbach 773  
 

Entschuldigt: 
Bischofer Mathias, Alpbach 66 
Kostner Frank, Alpbach 664 
 
 
Außerdem anwesend:  Herr Peter Larch als Schriftführer  
 

 
Die Mitglieder des Gemeinderates wurden gem. § 34 TGO 2001 von der Abhaltung der Sitzung 

fristgerecht und schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung durch den Bürgermeister 

verständigt. 



Die Gemeindevertretung zählt 15 Mitglieder, anwesend sind davon 15; die Sitzung ist 

beschlussfähig. Die Sitzung ist öffentlich. 

 
Tagesordnung:  

 
1. Genehmigung Gemeinderatssitzungsprotokoll Nr. 4/2021 vom 13.09.2022; 

2. Gebühren und Hebesätze für das Jahr 2023; 

3. Neuerlassung der Abfallgebührenordnung ab 2023; 

4. Neufestsetzung der Waldumglage ab 2023; 

5. Neuerlassung der Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabe ab 2023; 

6. Spendengesuche und Auszahlungen aus dem Budget, sowie Änderung von Teilbereichen 
der Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen; 

7. Sportbus Alpbach – Übernahme durch die Gemeinde Alpbach; 

8. Löschung eines Vorkaufsrechts in EZ 90100 KG (Josef Bletzacher, 6236 Alpbach 161) 

9. Kinderkrippe Alpbach: Erörterung der derzeitigen Situation und weitere Vorgangsweise 
(Erhöhung Raumangebot, etc.); 

10. Anfragen, Anträge und Allfälliges; 

11. Personalangelegenheiten (unter Ausschluss der Öffentlichkeit); 

 

Vor Beginn der Sitzung wird Mag. Philipp Oberladstätter durch den Bürgermeister im Sinne 

der Tiroler Gemeindeordnung angelobt.  

 

Sitzungsverlauf und Beschlüsse: 
 
1.Genehmigung Gemeinderatssitzungsprotokoll Nr. 4/2021 vom 13.09.2022; 

 

Das Gemeinderatsprotokoll vom 13.09.2022 wurde allen Gemeinderäten übermittelt. Es gibt 
dazu keine Stellungnahmen.  

Beschluss: 

Das GR-Sitzungsprotokoll vom 13.09.2022 wird einstimmig  beschlossen.  

 

2. Gebühren und Hebesätze für das Jahr 2023; 

 

Die vorliegende Aufstellung der Hebesätze und Gebühren wird vom Bürgermeister 
chronologisch vorgetragen. Es werden 6 % Erhöhung vorgesehen. Dies wird begründet mit der 
höheren Inflationsrate und dass im letzten Jahr keine Preissteigerung erfolgte.  

 

 



GR Dr. Hannes Lederer fragt, ob es dadurch insbesondere für touristische Betriebe  teurer 

wird?  

Der Bürgermeister antwortet, dass es für einige teurer, aber für manche auch etwas billiger 
werden wird. Darüber entsteht dann eine Diskussion, in der Dr. Lederer für die Betriebe eine 
Kalkulationssicherheit haben möchte  bzw. fragt ob die Betriebe darüber informiert wurden. 
Der Bürgermeister sagt, dass dies nicht erfolgt ist. Allerdings wurde die Müllordnung bereits 
vorab beim Land Tirol geprüft und entspricht im wesentlichen den Vorgaben. Orientiert hat 
man sich hauptsächlich an der Wildschönau, weil dies eine Gemeinde mit ähnlicher Struktur 
ist.  

GR Philipp Oberladstätter möchte, dass die Hundesteuer entsprechend der allgemeinen 
Inflation um ca. 10 %  erhöht werden sollte und erkundigt sich weiters bezüglich des 
Preisunterschiedes für Kanalentsorgung (Selbstentsorgung) zu Kanlagebühr? Der 
Bürgermeister verweist auf eine Preissteigerung bei der Hundesteuer und erläutert, dass die 

Kanal-Selbstentsorgung dadurch etwas günstiger ist, weil keine Infrastruktur (Leitungen) 
seitens der Gemeinde herzustellen sind.  

GR Jakob Lederer fragt, ob  6 Prozent Kostensteigerung eine Empfehlung des Landes sind? Der 
Bürgermeister bejaht die Frage und informiert, dass man z. B. für das Betanken von Pellets in 
der Volksschule um ca. das 2,5 fache zu zahlen hat. Vorher ca. € 4.000,- und jetzt ca. € 10.000,-
. 

GR Thomas Kostenzer erkundigt sich bezüglich Plakatgebühren. Der Bürgermeister erläutert, 
dass Plakate ohne Gemeindestempel entfernt werden dürfen und dies bei auswärtigen 
Veranstaltungen auch so gehandhabt wird. Es werden keine weiteren Fragen gestellt und 
somit wird die Beschlussfassung vom Bürgermeister beantragt.  

 

Beschluss: 

Die vorliegenden Gebühren, Hebesätze und Beiträge für das Jahr 2023 werden vom 
Gemeinderat wie folgt einstimmig beschlossen:   

 

Abgabenart Bemessungsgrundlage 2023 in € 

  Erhöhung 6% 

Hundesteuer pro Hund 85,00 

 für den 2. Hunde 150,00 

 für den 3. Hund 190,00 

Miete für Plakatwand 1 Plakatfläche pro Jahr auf allen Tafeln 64,00 

 mehrere Flächen pro Jahr – je Fläche 53,00 

 1 Plakat pro Woche 2,20 

Friedhofsgebühr Erd- oder Urnengrab pro Jahr - Einzelbelegung 37,00 

 Erd- oder Urnengrab pro Jahr - Mehrfachbelegung 53,00 

 Kindergrab pro Jahr 16,00 

Wasserbenützungsgebühr pro m³ mit Wasserzähler            (inkl. 10 % MwSt.)  0,79 

 Wirtschaftswasser ohne Kanal                - “ - 0,46 

 Reduzierter Tarif                                        - “ - 0,50 

 Wassergebühr 3-fach                                - “ - 2,33 

Wasseranschlussgebühr pro m³ Baumasse nach dem TVAG *      - “ - 3,53 

Zählermiete Altair 4 m³ Funkzähler                               - “ - 20,84 



 Altair 16 m³ Funkzähler                                      - “ - 64,21 

 WS-Zähler 25 m³                                      - “ - 64,21 

 WS-Zähler 40 m³                                       152,86 

 Ultraschallzähler 25 m³ 152,86 

 Ultraschallzähler 4 m³ 34,98 

Kanalbenützungsgebühr pro m³ mit Wasserzähler *                       - “ - 2,55 

 pro m² Dach-/Oberflächenwasser          - “ - 3,37 

Kanalanschlussgebühr pro m³ Baumasse nach dem TVAG *     - “ - 6,46 

Restmüllgebühr 70 Liter Müllsack                                       - “ - 7,70 

 80 Liter Müllkübel                                     - “ - 8,80 

 120 Liter Müllkübel                                   - “ - 13,20 

 240 Liter Müllkübel                                   - “ - 26,40 

 800 Liter Container                                   - “ - 88,00 

 1100 Liter Container                                 - “ - 121,00 

 

Tourismusbetr., Privatzimmerverm., Gastbetriebe: 
NÄCHTIGUNGEN: 
Basis Nächtigungen Vorjahr → 1 Liter/Nächtigung 
SITZPLÄTZE:  0,10 Liter / Sitzplatz an 365 Tagen 0,11 

 
Sonstige Gewerbebetriebe, freie Gewerbetreibende: 
Je angefangener 10 m² Verkaufsfläche 
Je angefangener 50 m² Büro-/Betriebsfläche 

15,40 
15,40 

Müllgrundgebühr Jede 1. Person im Haushalt (0,25 Punkte) 18,53 

 Jede weitere Person (0,15 Punkte)         - “ - 11,12 

 Freizeitwohnsitze: bis 50 m² - 1 Punkt    - “ - 74,10 

 Freizeitwohnsitze: bis 100 m² - 1,5 Punkte    - “ - 111,15 

 Freizeitwohnsitze: ab 100 m² - 2 Punkte    - “ - 148,20 

 Gastgewerbe ohne Restaurant: je 10 m² - 0,2 Punkte 14,82 

 Gastgewerbe mit Restaurant: je 5 m² - 0,2 Punkte 14,82 

 
Vermietung Privatzimmer und Ferienwohnungen: 
BMGl: Nächtigungen Vorjahr/365*0,5 Pkt. (= € 37,05) 
Je 5m² Sitzfläche/5 = 0,2 Punkte (= € 14,82)  

 
Sonst. Gewerbebetriebe: BMGl. = Zahl der Beschäftigten 

1-50 Beschäftigte: 1 Punkt 
Mehr als 50 Beschäftigte: 1,5 Punkte  

 Leerstandsabgabe: bis 100 m² Wohnnutzfl. = 1 Punkt 74,10 

 Leerstandsabgabe: ab 100 m² Wohnnutzfl. = 2 Punkte 148,20 

Biomüllgebühr Jede 1. Person im Haushalt (1 Punkt) 28,50 

 Jede weitere Person (0,5 Punkte)         - “ - 14,25 

 
Vermietung Privatzimmer und Ferienwohnungen: 
BMGl: Nächtigungen Vorjahr/365* 1 Pkt. (= € 28,50)  

 80 Liter Gastgewerbekübel  342,00 

 120 Liter Gastgewerbekübel  513,00 

 240 Liter Gastgewerbekübel  1.026,00 

 Freizeitwohnsitze: bis 50 m² - 4 Punkte    - “ - 296,40 

 Freizeitwohnsitze: bis 100 m² - 6 Punkte    - “ - 444,60 

 Freizeitwohnsitze: ab 100 m² - 8 Punkte    - “ - 592,80 

Kindergartenbeitrag pro Kind und Monat – nur für 3 jährige Kinder  

 jedes weitere Kind – nur für 3 jährige Kinder  

Waldaufsichtsumlage Siehe TOP 4  

Erschließungsbeitrag 2,45 % des Erschließungskostenfaktors von € 176,00 4,33 



Vergnügungssteuer 
pro Spielautomat gem. § 2 Abs. 2 lit. a und 
Wettterminals 29,00 

gilt pro Monat für Spielautomaten gem. § 2 Abs. 2 lit. a im Verbund 57,00 

 für Glücksspielautomat gem. § 2 Abs. 3 lit a 398,00 

 für Glücksspielautomaten gem. § 2/3 lit a im Verbund 795,00 

Tierseuchenbeitrag –  pro Tier (Rind, Pferd) 2,25 

 pro Tier (Schwein, Ziege, Schaf) 0,75 

Entsorgung Konfiskate pro kg 0,56 

Sperrmüll Sperrmüll pro kg  0,41 

 Sperrmüll pro m³ (auch Bauschutt verunreinigt) 44,28 

 Holz pro m³                                             - “ - 15,10 

 Pkw-Reifen ohne Felge                          - “ - 2,17 

 Pkw-Reifen mit Felge                             - “ - 4,74 

 Lkw- und Traktor-Reifen pro kg              - “ - 0,45 

 Bauschutt, Asphalt sortiert pro m³          - “ - 21,87 

 Fensterglas pro kg                                  - “ - 0,22 

 Stauden und Baumschnitt pro m³           - “ - 6,03 

 Hausabholung                                        - “ - 28,00 

 Altauto – lt. aktuellem Alteisenpreis / auf Anfrage  

 Mineralfaser pro kg 2,00 

 
EPS Platten (Styropor Platten in weiß/grau) – pro kg 
NICHT gefährlich, MIT Rechnung 0,80 

 
XPS Platten (färbige Hartschaumplatten) gefährlich 
(VOR 2009) – pro kg 5,20 

 
XPS Platten nicht gefährlich (NACH 2009 – Nachweis 
erforderlich) – pro kg 0,80 

 Entsorgung Fäkalien – je m³ 2,04 

 Kühltruhe gewerblich 27,00 

 

Dienstleistungen des Gemeindebauhofes: 
 

Beschreibung der Leistung 
2023 
in € 

Rüttelplatte ohne Mann pro Stunde – 2 Std. Mindestmenge 12,00 

Asphaltschneiden mit Mann pro Laufmeter 9,00 

Graberrichtung:  

→ Erdbestattung 250,00 

→ Urne im Grab 50,00 

 
 

 

3. Neuerlassung der Abfallgebührenordnung ab 2023; 

 

Der Bürgermeister trägt die vorliegende Abfallgebührenordnung chronologisch in allen 
Einzelheiten vor. Diese wurde auch vom Amt der Tiroler Landesregierung vorgeprüft und in 
der vorliegenden Form als genehmigungsfähig beurteilt wurde.   



GRin Mayer Brigitte erkundigt sich, wie man auf die Leerstandsabgabe kommt? Diese wird 

über das Meldeamt kontrolliert bzw. eingesehen. Ansonsten sind zum Thema bereits unter 
dem Punkt Gebühren- und Hebesätze Fragen erörtert worden.  

 

Beschluss: 

Auf Antrag des Bürgermeisters wird die vorliegende Abfallgebührenordnung wie folgt 
beschlossen: 

Aufgrund   des   § 17   Abs. 3   Z 4   des   Finanzausgleichsgesetzes 2017   –   FAG   2017, BGBl. I  
Nr. 116/2016,  zuletzt    geändert    durch    BGBl.    I    Nr.    140/2021, und    des    § 1    des    Tiroler  
Abfallgebührengesetzes, LGBl. Nr. 36/1991 wird verordnet: 

 
§ 1 

Arten der Gebühren 
Die Gemeinde Alpbach erhebt zur Deckung des Aufwandes, der ihr durch die Entsorgung und die 
Abfallberatung entsteht, Abfallgebühren in Form 
(1) einer Grundgebühr 
(2) einer weiteren Gebühr 
 
 

§ 2 

Entstehung der Gebührenpflicht 

 
(1) Der Gebührenanspruch auf die Grundgebühr entsteht mit der Bereitstellung von 

Einrichtungen und Anlagen zur Entsorgung von Abfällen sowie der Abfallberatung. 
 
(2) Der Gebührenanspruch einer weiteren Gebühr entsteht mit der Übergabe der Abfälle an die 

zu deren Abholung oder Sammlung bestimmter Einrichtungen bzw. Anlagen bzw. mit der 
Möglichkeit der Abholung der Müllsäcke für den Abgabenpflichtigen, also mit Bereitstellung 
der Leistung durch die Gemeinde. 
 

(3) In den Gebühren ist der jeweils gültige Umsatzsteuersatz (derzeit 10 %) enthalten. 
 

§ 3 

Grundgebühr 
Die Kosten der Abfallentsorgung werden nach einem Punktesystem verteilt. Ein Punkt beträgt EUR 
74,10. 
 
Folgende Parameter sind bei der Verwendung von Stichtagen relevant. 
 

- Personen im Haushalt: 1. Jänner, 1. April, 1. Juli, 1. Oktober eines Jahres 
- Beschäftigte im Betrieb: 1. Jänner, 1. April, 1. Juli, 1. Oktober eines Jahres  
- Anzahl der Nächtigungen: Summe des Vorjahres (01. Oktober bis 30. September) lt. 

Nächtigungsstatistik TVB 
 
 
Bemessung der Grundgebühr: 
 
(1) Private Haushalte 



Die Grundgebühr für Haushalte wird nach der Anzahl der im Haushalt mit HAUPT- und/oder     
NEBENWOHNSITZ im zentralen Melderegister gemeldeten Personen bemessen. 
 

1. Person = 0,25 Punkte, jede weitere Person = 0,15 Punkte 
 
 
(2) Freizeitwohnsitze 
Bemessungsgrundlage ist die Größe der Wohnung. 

 
Wohnung bis 50m² Wohnnutzfläche  1 Punkt 

Wohnung bis 100m² Wohnnutzfläche 1,5 Punkte 

Wohnung ab 100m² Wohnnutzfläche 2 Punkte 

 
 
(3) Gastgewerbe ohne Restaurant 
Bemessungsgrundlage ist die Verkaufsfläche: je angefangener 10 m² werden 0,2 Punkte verrechnet 
 
 

(4) Gastgewerbe mit Restaurant 
Bemessungsgrundlage ist die Sitzfläche: je angefangener 5 m² werden 0,2 Punkte verrechnet 
 
 

(5) Vermietung von Privatzimmern und Ferienwohnungen  
Bemessungsgrundlage ist die Anzahl der Nächtigungen des Vorjahres. 
 
Nächtigungszahl / 365 * 0,5 Punkte, aufgerundet auf zwei Nachkommastellen  
 
Je angefangene 5 m² Sitzfläche: Sitzfläche/5 werden 0,2 Punkte verrechnet. 
 

 
(6) Sonstige Gewerbebetriebe, freie Gewerbetreibende und öffentliche Einrichtungen 
Bemessungsgrundlage ist die Zahl der Beschäftigten. Bei mehreren Gewerbeberechtigungen eines 
Gewebeinhabers an einem Standort wird die Grundgebühr nach der Summe der Beschäftigten 
vorgeschrieben. 
 
1 bis 50 Beschäftigte = 1 Punkt 
mehr als 50 Beschäftigte = 1,5 Punkte 

 
(7) Gewerbebetriebe und freie Gewerbetreibende ohne Beschäftigte 
Wird das Gewerbe an der Hauptwohnsitzadresse des Gewerbetreibenden in derselben Nutzeinheit 
ohne die Verwendung eines eigens dafür bereitgestellten Raums ausgeübt, fällt auf Antrag des 
Gewerbetreibenden um Befreiung keine zusätzliche Restmüllgebühr an. 
 
 

(8) Leerstandsabgabe 
Bei Objekten, in denen keine Personen gemeldet sind, wird für die Bereitstellung von Einrichtungen 
und Anlagen zur Entsorgung von Abfällen sowie der Abfallberatung die Grundgebühr eingehoben. 
 
Bemessungsgrundlage ist die Größe der Wohnung. 
 

Wohnung bis 100m² Wohnnutzfläche 1 Punkt 

Wohnung über 100m² Wohnnutzfläche 2 Punkte 



 § 4 

Weitere Gebühr / Restmüllgebühr 

 
Die Wertsicherung der weiteren Gebühr erfolgt zum 1. Dezember eines Jahres. Darüber hinaus gelten 
für die weitere Gebühr folgende Bemessungsgrundlagen und Gebührensätze. 
 
a. Restmüll 
Restmüll für Haushalte: 
Die Restmüllgebühr ermittelt sich aus den Abfuhr- und Deponiekosten für den Restmüll. Sie beträgt 
pro Liter Behältervolumen und Abfuhr 0,11 Euro. 
 
Abrechnung nach Müllsäcken:  
* pro Person: 2 Restmüllsäcke à 70 Liter oder 
 
Abrechnung nach Restmülltonne: pro Person 160 Liter pro Jahr, wird die Tonne öfter als die 
vorgeschriebene Mindestmenge entleert, wird nach tatsächlichem Aufwand verrechnet. 
 
Restmüll für Tourismusbetriebe, Privatzimmervermieter, Gastbetriebe und dgl.: 
Nächtigungen: 

- 0,3 Liter / Nächtigung 
- Pro Beherbergungsbetrieb werden die Zahlen des Tourismusverbandes Alpbachtal 

von Oktober bis September des Vorjahres für die Berechnung herangezogen 
 
Sitzplätze: 

- 0,10 Liter / Sitzplatz  
- Sitzplätze für Übernachtungsgäste mit Halb- und Vollpension werden bei Hotels bzw. 

Pensionen nicht erfasst. 
- Für Betriebe, die nur entweder die Winter- oder Sommersaison geöffnet haben oder 

weniger als 3 Mal die Woche geöffnet haben, wird nur die Hälfte der 
Berechnungsgrundlage herangezogen. 

 
Restmüll für sonstige Gewerbebetriebe, freie Gewerbetreibende und öffentliche Einrichtungen 
Bemessungsgrundlage ist die Verkaufsfläche: je angefangener 10 m² werden 0,2 Punkte verrechnet. 
 
 
 
 

b. Biomüll 
Für die Entsorgung von Küchen-, Haus- und Gartenabfällen gelten folgende Bemessungsgrundlagen 
und Gebührensätze. 
 
Gebühreneinheit = 1 Punkt = EUR 28,50 
 
 
Biomüll für Haushalte: 
Bemessungsgrundlage sind die am Stichtag im Haushalt gemeldeten Personen. 
Die Biomüllgebühr ermittelt sich aus den Abfuhr- und Deponiekosten für den Biomüll. Sie beträgt pro 
Punkt 28,50 Euro. 
 
Entsorgung mittels einer Biomülltone: 1. Person = 1 Punkt, jede weitere Person = 0,5 Punkte 
Selbstanlieferung am Recyclinghof: es wird die Hälfte der jeweils gültigen Bioabfallgebühr verrechnet. 
 
Vermietung von Privatzimmern und Ferienwohnungen: 



Bemessungsgrundlage ist die Anzahl der Nächtigungen. 
 
Nächtigungszahl / 365 * 0,5 Punkte, aufgerundet auf zwei Nachkommastellen  
 

Freizeitwohnsitze 
Bemessungsgrundlage ist die Größe der Wohnung.  
 

Wohnung bis 50m² Wohnnutzfläche  4 Punkte 

Wohnung bis 100m² Wohnnutzfläche 6 Punkte 

Wohnung ab 100m² Wohnnutzfläche 8 Punkte 

 
 
Haus- und Gartenabfälle (private Haushalte, Freizeitwohnsitze, gewerbliche Betriebe, Vermietung, 
freie Gewebetreibende und öffentliche Einrichtungen): 
 
Die Gemeinde Alpbach gibt für o.a. Haushalte eine grüne Biotonne mit einem Volumen von 80 Litern 
aus. Es sind ausnahmslos diese Behälter zu verwenden. Die Entleerung erfolgt nach dem Müllkalender 
der Gemeinde.  
Voraussetzung für die Ausgabe der Behälter ist die Entrichtung einer Gebühreneinheit in der Form  
1 Person = 1 Punkt. 
 

§ 5. 

Gebührenschuldner, gesetzliches Pfandrecht 

 
1. Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die Einrichtungen und 
Anlagen zur Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung bereitgestellt werden. 
 
2. Steht ein Bauwerk auf fremden Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwerkes, im Falle 
eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Abfallgebühren. 
 
3. Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, Baurecht) ein 
gesetzliches Pfandrecht. 

§ 6.  
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt mit 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallgebührenordnung vom 
27.10.1998  außer Kraft.  

 

 
4. Neufestsetzung der Waldumlage ab 2023; 

 

Der Bürgermeister verweist, dass diese bisher erst im laufenden Jahr zu beschließen war und 

aufgrund einer Neuregelung schon im vorhinein festzusetzen ist. Bisher haben wir jeweils 48 
% der Höchstsätze von allen Waldkategorien (Wirtschaftswald, Schutzwald und Teilwald im 
Ertrag) eingehoben. Der Bürgermeister schlägt vor, dies so beizubehalten. 

Beschluss:  

Auf Antrag des Bürgermeisters werden somit folgende Hektar-Beitragssätze einstimmig 
beschlossen: 

 



 Wirtschaftswald:   € 11,74 

 Schutzwald im Ertrag:  € 12,23 

 Teilwald im Ertrag:  €   8,80 

 

 

5. Neuerlassung der Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabe ab 2023; 

 

Der Bürgermeister informiert, dass zur bestehenden Freizeitwohnsitzabgabe ab dem Jahr 
2023 auch eine Leerstandsabgabe durch die Gemeinden zu beschließen ist und schlägt vor,  
für die Freizeitwohnsitzabgabe 90 % des Höchstsatzes einzuheben. Für die Leerstandsabgabe 
gibt es Vorbehaltsgemeinden, zu denen auch Alpbach zählt. Für diese gibt es die Möglichkeit, 

etwas höhere Leerstandsabgaben einzuheben. Diesbezüglich hat man sich erkundigt und es 
wurde hier empfohlen, 80 % der Höchstbeitragssätze einzuheben. Der Bürgermeister schlägt 
vor, dies in der Form zu handhaben, insbesondere auch im Hinblick auf Rechtssicherheit.  

GR Lederer Jakob erkundigt sich dazu wegen Illegaler Freizeitwohnsitze bzw. ob es von 
Landesseite Lösungsanleitungen gibt.  

Der Bürgermeister erläutert, dass man ein Organ mit entsprechender Ausbildung und 
Handhabung anstellen könnte. Dies könnte man in Gemeinschaft mit anderen Gemeinden 
oder evtl. auch über den Planungsverband machen.  

GR Jakob Lederer sieht eine gewisse Abschreckung zur Hintanhaltung solcher  Fälle, wenn man 
aktiv werden würde und verweist auf Kitzbühel.  

GR Klingler Ludwig fragt, ob man für gewidmete Flächen Beiträge einheben kann. Der 

Bürgermeister verweist auf den vorgezogenen Erschließungsbeitrag, der aber in Alpbach (wie 
in den meisten Gemeinden) nicht eingehoben wird, weil dann beim tatsächlichen Anfall der 
Erschließung dieser Anteil nicht mehr vorgeschrieben werden kann.   

GR Julia Lettenbichler regt an, die vorgesehene Einhebung der Leerstandsabgabe auch 
entsprechend an die Einheimischen zu kommunizieren. 

 

Beschluss:  

Auf Antrag des Bürgermeisters wird die Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabe ab dem Jahr 
2023 einstimmig mit 90 % des Höchstsatzes für Freizeitwohnsitze und 80 % des Höchstsatzes 
der Leerstandsabgabe (Vorbehaltsgemeinde) einstimmig wie folgt beschlossen: 

 

Festlegung der Abgabenhöhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Die Gemeinde Alpbach legt die Höhe der jährlichen Freizeitwohnsitzabgabe einheitlich für das gesamte 
Gemeindegebiet fest: 

a) bis 30 m2 Nutzfläche mit       252,-- Euro,      

b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 Nutzfläche mit     504,--  Euro, 

c) von mehr als 60 m2 bis 90 m2 Nutzfläche mit     729,-- Euro, 

d) von mehr als 90 m2 bis 150 m2 Nutzfläche mit  1.035,-- Euro, 

e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 Nutzfläche mit  1.449,--  Euro, 

f) von mehr als 200 m2 bis 250 m2 Nutzfläche mit 1.863,-- Euro, 



g) von mehr als 250 m2 Nutzfläche mit   2.277,-- Euro 

fest. 

Die Gemeinde Alpbach legt die Höhe der monatlichen Leerstandsabgabe (Vorbehaltsgemeinde) einheitlich 
für das gesamte Gemeindegebiet fest: 

a) bis 30 m2 Nutzfläche mit        40,-- Euro,      

b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 Nutzfläche mit     80,-- Euro, 

c) von  mehr als 60 m2 bis 90 m2 Nutzfläche mit  112,-- Euro, 

d) von mehr als 90 m2 bis 150 m2 Nutzfläche mit  160,-- Euro, 

e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 Nutzfläche mit  216,-- Euro, 

f) von mehr als 200 m2 bis 250 m2 Nutzfläche mit  280,-- Euro, 

g) von mehr als 250 m2 Nutzfläche mit    344,-- Euro 

fest. 

 
 

6. Spendengesuche und Auszahlungen aus dem Budget, sowie Änderung von Teilbereichen 
der Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen; 

 

Der Bürgermeister regt an, in Hinkunft die Förderungen für Vereine nur auszubezahlen, wenn 
das Vermögen der Vereine offengelegt wird und verweist in diesem Zusammenhang auf die 
Handhabung in Brixlegg hin. Vom Gemeinderat werden dazu keine Einwendungen 
vorgebracht.  

Alpbacher Schwimmverein: 

Das Schreiben des ASV wird vom Bürgermeister verlesen. Darin wird auf das ausgelagerte 
Schwimmtraining mit den dadurch verbundenen Kosten, trotz Selbstbehalt für die Kinder, 
verwiesen. Vbgm. Johannes Jenewein lobt den Schwimmverein für die Aktivitäten, und spricht 

sich für die Unterstützung aus.  Allgemeine wird die Wichtigkeit von Schwimmkursen für 
Kinder gesehen. 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt auf Antrag des Bürgermeisters einstimmig € 4.000,- an 
Unterstützung für das Jahr 2022.  

 

Die weiteren Ansuchen werden  dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht und beschlossen:  

Schützenkompanie Alpbach: Zuschuss 2022 - € 2.400,-- einstimmig 

Kameradschaftsbund Alpbach: Zuschuss 2022 - € 900,--  einstimmig 

Schiklub Alpbach: Zuschuss 2022 - € 1.500,-- einstimmig 

Musikkapelle Alpbach: Aufwandsentschädigung für Kapellmeister: € 2.000,-- einstimmig 

Feuerwehr Alpbach:  € 4.000,-- (2.300 für Kameradschaftskasse u. 1.700 f. Prozessionen)  

                                       einstimmig 

 

LED-Straßenbeleuchtung: 

Der Bürgermeister erläutert, dass im Budget noch € 15.000,-- zur Verfügung stehen und 
verweist auf das Energieeinsparungspotential. Man würde alte Beleuchtungskörper im 



Ortszentrum austauschen. In diesem Zusammenhang verweist der Bürgermeister auch auf 

den Bereich Alstengraben, der speziell in dieser Jahreszeit für Fußgänger bei Dunkelheit nicht 
sehr angenehm für Fußgänger ist und daher in Zukunft auch mit Beleuchtungskörpern 
versehen werden sollte.  

GR Moser Christian erkundigt sich, ob es auch Vergleichsangebote gibt? Der Bürgermeister 
antwortet, dass dies aufgrund der vorhandenen Grundträger nicht möglich ist und man an 
diese Marke gebunden ist. Es wird angeregt, mehrere Lichtpunkte zu tauschen, insbesondere 
aufgrund der stark steigenden  Energiekosten.  

 

Beschluss: 

Auf Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig beschlossen, das vorliegende Angebot für 12 
Lichtpunkte mit einer Summe von € 25.624,45 brutto anzunehmen bzw. anzukaufen.  

 

7. Sportbus Alpbach – Übernahme durch die Gemeinde Alpbach; 

 

Das Fahrzeug ist 5 Jahre alt und somit läuft der Leasingvertrag aus. Der Bürgermeister 
erwähnt, dass ihm der  Preis zum Herauskaufen eher teuer erscheint und fragt, ob man sich 
evtl auch andere Varianten vorstellen könnte.   

Bgm.-Stv. Johannes Jenewein plädiert, dass man relativ schnell eine Entscheidung treffen 
sollte, weil der Leasingvertrag mit 21.12.2022 ausläuft. Es entsteht eine Diskussion und GR Dr. 
Hannes Lederer sieht eine Möglichkeit,  diesen Bus als Gemeinde zu betreiben und meint, dass 
dies bereits vor 5 Jahren möglich gewesen wäre. 

GR Lederer Jakob plädiert, dass man mit dem Auto auf jeden Fall weitermacht, weil es 

insbesondere für den Sport-Nachwuchsbereich sehr positiv und wichtig ist.  

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt auf Antrag des Bürgermeisters einstimmig den Rückkauf des 
Sportbusses von Lintner Hannes, wenn die Sponsoren weiterhin als Unterstützer erhalten 
bleiben.  

 

 

 

8. Löschung eines Vorkaufsrechts in EZ 90100 KG (Josef Bletzacher, 6236 Alpbach 161) 

 

Der Bürgermeister erläutert, dass er dieses Thema noch einmal auf die Tagesordnung 
genommen hat. Er hat mit Bletzacher Josef darüber gesprochen und dieser möchte auf jeden 
Fall, dass das Vorkaufsrecht wegkommt. Der Bürgeremeister sieht dies als Notwendigkeit, um 
für weitere Entwicklungen bei Grundstücksbedarf eine bessere Verhandlungsbasis zu 
bekommen. Bgmst.-Stv. Jenewein Johannes  und GR Klingler Ludwig waren bei Josef 
Bletzacher. Dabei wurden verschiedene Grundstücksfragen erörtert.  Vbgm. Johannes 
Jenewein hat dabei das mit dem Vorkaufsrecht nicht explizit vernommen.  GR Klingler sagt 
aber, dass er es schon angesprochen hat. Der Bürgermeister plädiert, dass man das 



Vorkaufsrecht auf jeden Fall löschen sollte, weil man dadurch in Zukunft eine bessere Basis 

bekommt und mit Vertragsraumordnung bei Widmungen einen entsprechenden 
Handlungsspielraum hat.  

Beschluss: 

Auf Antrag des Bürgermeisters wird mit 14 ja-Stimmen und 1 Enthaltung (Dr. Hannes Lederer) 
die Löschung des Vorkaufsrechts für EZ 90100, mit den betroffenen Grundstücken  155/1, 
155/28 und 153/2 KG. Alpbach (Eigentümer: Bletzacher Josef, Alpbach 161) beschlossen. 

 

 9. Kinderkrippe Alpbach: Erörterung der derzeitigen Situation und weitere Vorgangsweise 
(Erhöhung Raumangebot, etc.); 

 

Der Bürgermeister verweist auf den Beschluss im Gemeinderat am 12.04.2022 und weist auf 
die Planung von Oberauer Roland,  sowie auf die Präsentation durch die Gemnova hin. Der 
Bürgermeister meint auch, dass eine Realisierung der Kinderbetreuung in dieser Form, einer 
Neusituierung der Volksschule nicht unbedingt widersprechen würde. Weiters verweist der 
Bürgermeister auch auf die Verkehrsanbindung, sowie Stellplätze für die Abholung und 
Bringung der Kinder hin.  Der Bürgermeister merkt auch an, dass  in der Gemnova-Studie der 
Kleinkindbetreuung relativ wenig Raum geschenkt wurde und verliest diese und argumentiert 
für die Kinderbetreuung in der vorliegenden Planform. Ich würde unbedingt diesen Neubau 
machen, weil die Arbeitsbedingungen für die „Lauserstube“ äußerst schlecht sind und 
verweist auf den 14 : 1 Beschluss.  Es wurde diesbezüglich auch mit der 
Bezirkshauptmannschaft gesprochen, die ein solches Projekt auch als sinnvoll ansieht. 
Bezüglich Kosten wurde mit Roland Oberauer noch einmal gesprochen. Dieser hat alle 
möglichen Eventualitäten solide eingerechnet. Die bisherige Vorgangsweise tangiert das 

Bundesvergaberecht noch nicht. In weiterer Folge wird man sich aber natürlich darum 
kümmern und dies entsprechend berücksichtigen. Weiters verweist der Bürgermeister auf 
eine Baurechtsschulung, und dass so vorzugehen ist, dass man Rechtssicherheit hat. Die 

Verfahrensformen müssen aber  erst dann  entschieden werden.  

Der Bürgermeister möchte unbedingt eine Entscheidung, damit ab 2024 diese neue 
Einrichtung zur Verfügung steht und bekräftigt, dass die Räumlichkeiten bereits jetzt aus allen 
Nähten platzen und auch mit der Neuanmietung von Räumlichkeiten nur eine 
vorübergehende provisorische Lösung erreicht wird. Weiters verweist der Bürgermeister, dass 
die schulische Nachmittagsbetreuung in den vorhandenen Räumlichkeiten auch nur für 1 Jahr 
genehmigt ist und man eventuell hier eine Lösung finden könnte.  

GRin Lettenbichler Julia verweist auf das Regierungsprogramm der Landesregierung und dass 
dabei ein Rechtsanspruch bei der Kinderbetreuung entstehen wird und dadurch die 

Problemstellung für die Gemeinde nicht kleiner wird.  

 

In der allgemeinen Diskussion verweist DR. Hannes Lederer auch auf eine mögliche  
Alternativen über ein Baurecht mit Bischofer Andreas hin. Der Bürgermeister verweist, dass 
hier die Erschließung nicht vorhanden und die Zufahrt nicht geregelt ist und auch im RO-
Konzept keinerlei Vorkehrungen getroffen wurden und sagt weiters,   dass er die Dringlichkeit 
sieht und kein Denkmal braucht. Wir haben ein Projekt vorliegen. Bei einer wirklich großen 
Lösung braucht es sicher wesentlich länger Zeit.  



GRin Moser Anna sieht die Notwendigkeit einer möglichst raschen Lösung für die 

Kleinkindbetreuung, die mit diesem Planentwurf gegeben wäre.   

GR Moser Christian merkt an, dass die  beiden von der Gemnova das nicht so eindeutig 
gesehen haben. Der Bürgermeister entgegnet und fragt, was sagen diese, was wir nicht 
wissen? 

GR. Jakob Lederer verweist, dass in den letzten Jahren keine großen Projekte durchgeführt 
wurden und nimmt diese Aussage dann wieder zurück.  

GR. Klingler Ludwig sieht dieses Projekt sehr positiv, insbesondere auch, weil man dieses 
Bauwerk auf einer bereits vorhandenen Fläche auf der Turnhalle errichten kann. 

GR Alexander Moser merkt an, dass die Gebäudekostenrechnung der Gemnova nicht ganz mit 
der Berechnung von Oberauer Roland vergleichbar ist, weil die Einrichtung nicht 
miteingerechnet ist. Die Aufsichtsbehörde sieht diese Lösung von Oberauer Rolande  als gut 

an. Der Plan hat Hand und Fuß und man sollte es in der Form machen. 

 

GRin Lettenbichler Julia verweist auf die Gemnova, die gemeint hat, dass der Neubau einer 
Volksschule nur dann sinnvoll ist, wenn man eine vernünftige Nachnutzung der alten 
Volksschule hat.  

Der Bürgermeister ergänzt, dass insgesamt die Kosten auch zu berücksichtigen sind und die 
Dringlichkeit geboten ist.   

GR Jakob Lederer befürchtet, wenn man dieses Projekt macht, dass dann keine weiteren 
schulischen Bauwerksprojekte passieren werden.  

In der weiteren Diskussion wird von GRin Mayer Brigitte hingewiesen, dass in der 
„Lauserstube“ weitere Räumlichkeiten für eine 2. Gruppe angemietet werden und dafür auch 

das entsprechende Betreuungspersonal erforderlich wird. Für die Anmietung der 
entsprechenden Räumlichkeiten wurden von GRin Brigitte Mayer mit der Vermieterin Maria 
Bletzacher die Gespräche geführt und man kann allen Beteiligten zum Gelingen dieser 

Übergangslösung danken. GRin Brigitte Mayer regt weiters an, ein Gesamtkonzept mit 
Einbeziehung der Kleinkindbetreuung unter Gesprächsführung durch den Vizebürgermeister 
in die Umsetzung zu bringen und sich dafür auch die nötige Zeit zu geben.   

Der Bürgermeister schlägt nach ausgiebiger Diskussion die Umsetzung der Kleinkindbetreuung 
in der ausgearbeiteten und vorliegenden Form von Roland Oberauer vor, sowie die 
vorübergehende Adaptierung einer 2. Gruppe für die Kleinkindbetreuung mit dem 
erforderlichen Personal. 

 

Beschluss:  

Der Antrag des Bürgermeister auf ehestmögliche bauliche Umsetzung des Kleinkindprojektes 
„Kinderkrippe Alpbach“ laut Planungsentwurf  von Roland Oberauer, situiert auf dem Turnsaal 
der Mittelschule für 3 Kleinkindgruppen  mit Nebenräumen im Erdgeschoß, sowie  
Räumlichkeiten evtl. für Erwachsenenschule und Bewegungsmöglichkeiten im Dachgeschoß, 
wird mit 8 ja-Stimmen (OLA, FÜR und F) und 7-Nein-Stimmen (ZAM + AL) beschlossen.  

 

 



Lauserstube Alpbach: 

Es wird auf Antrag des Bürgermeisters einstimmig beschlossen, dass eine 2. Gruppe für die 
Kleinkindbetreuung vorübergehend geschaffen wird und die erforderlichen Räumlichkeiten 
angemietet werden und dazu das erforderliche Betreuungspersonal angestellt werden wird.   

 

10. Anfragen, Anträge und Allfälliges; 

 

Der Bürgermeister informiert, dass die Budgetsitzung am 30.11.2022 im Vorstand und am 
13.12.2022 durch den Gemeinderat erfolgen wird. Weiters wird sich die 
Gemeindeeinsatzleitung noch neu konstituieren.  

 

GR. Ludwig Klingler verweist auf den Stand zum geplanten Spielplatz bei „Hansler-Heißental“: 
Es könnte eventuell als Leader-Projekt gemacht werden. Rainer Unger ist auch eingebunden. 
Duftner Karin würde Grund zur Verfügung stellen. Hansl Stanis wäre auch prinzipiell dafür. 
Genaueres wird in einer kommenden Sitzung berichtet. Die „Mitfahrerbankerl“ sind jetzt 

aufgestellt worden und werden hoffentlich gut genützt.   

 

GRin Mayer Brigitte verweist auf mögliche Verkehrsberuhigung bzw. -planungen im 
Ortsbereich, insbesondere aber auf den Fußgängerübergang zur Hauptschule hin. GR Ludwig 
Klingler sieht noch weitere Maßnahmen wie eine Schulstraße, etc., was man andenken 
könnte. Der Bürgermeister sagt, dass er zu diesem Thema den Leiter des Baubezirksamtes 
kontaktieren werde.  

Weiters fragt GRin Mayer Brigitte bezüglich Bedarfserhebung für den Kindergarten an. Eine 

Bedarfserhebung wurde vor etwas mehr als 2 Jahren durch das Land Tirol vorgeschrieben und 
die Gemeinde hat es auch sehr detailliert gemacht. Laut Kinderbetreuungsgesetz ist derzeit 
keine Bedarfserhebung erforderlich, wobei aber die betroffenen Eltern der 
Kindergartenkinder immer rechtzeitig angeschrieben werden.  

 

GR Ludwig Klingler regt an, dass man für die Errichtung von PV-Anlagen auf Gemeindebauten  
Budgetmittel ansetzen sollte. Der Bürgermeister antwortet, dass Rainer Unger beauftragt 
wurde, die Ermittlung der Potentiale für  gemeindeeigene Dächer in die Wege zu leiten.  

 

GR Moser Christian fragt bezüglich Sozialfonds der Gemeinde und möchte aus Erlösen der 

Halloween-Party € 2.000,-- spenden. Der Bürgermeister sagt, dass es hier keine eindeutigen 

Richtlinien gibt, man aber mit Personen (z. B. Diakon) Rücksprache halten kann und dann im 

Vorstand entsprechende Zuweisungen vornehmen könnte. GR Dr. Hannes Lederer regt an, auf 

den Sozialfonds in der Gemeindezeitung hinzuweisen.  

 

Bgm.-Stv. Johannes Jenewein stellt zur Diskussion, wie man mit dem Projekt Community-
Nurse weiterverfahren könnte. Der Bürgermeister verweist auf die mehrmaligen 
Ausschreibungen hin, die letztlich aber nicht von Erfolg gekrönt waren. GR Mag. Philipp 



Oberladstätter äußert sich hier außergewöhnlich scharf und sieht hier die Schuld bei der 

Gemeinde wie mit dem Thema umgegangen wurde und dadurch das Projekt nicht erfolgreich 
werden konnte. Der Bürgermeister möchte wissen, wie er das meint und sieht die 
Argumentation von Philipp Oberladstätter unangebracht und in keinster Weise gerechtfertigt. 
Letztlich entsteht eine angeregte Diskussion ohne konkretes Ergebnis. Bgm.-Stv. Johannes 
Jenewein möchte aber eine Lösung bzw. einen Beschluss, dass man dieses Projekt  evtl. auch 
storniert, dann wären die erfolgten Förderungen zurückzuzahlen. Der Bürgermeister verweist 
auf das Case-Management Modell über den Sozialsprengel hin, das auch andere Gemeinden 
machen.  Dies würde mit Hilfe des Landes Tirol gefördert werden.  

 

Weiters weist Bgm.-Stv. Johannes Jenewein auf Reparatur- und Sanierungsbedarf bei der 
Sportanlage hin. Die Kosten für die Sanierung des Kunstrasen werden ca. € 7.000,-- betragen 
und für den Tennisplatz wird ein Belagstausch erforderlich werden.  

 

 

11. Personalangelegenheiten (unter Ausschluss der Öffentlichkeit); 

 

Ende:  23.50 Uhr 

Das Protokoll dieser Sitzung besteht aus 16 Seiten. 

Es wurde gelesen, genehmigt und unterschrieben. 

 

Alpbach, am  21.11.2022  

 
Der Bürgermeister: 

 

 

 

Gemeinderat: Gemeinderat: 

 

 

 

Schriftführer: 

 


